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5. Wahlperiode 


Drucksache V/311 


Kleine Anfrage 

des Abgeordneten Hirsch und der Fraktion der SPD 


betr. Berechnung des „durchschnittlichen Dienstein- 
kommens vergleichbarer Bundesbeamten'' für 
Renten nach dem Bundesentschädigungsgesetz 


1. Die Renten der Verfolgten für Schaden an Leben und Scha- 
den an Gesundheit werden gemäß §§ 18 und 31 des Bundes- 
entschädigungsgesetzes (BEG) an Hand des Durchschnitts- 
einkommens der vergleichbaren Beamtengruppen berechnet. 
Die Bundesregierung hat gemäß der ihr in den §§ 27 und 42 
BEG erteilten und sie verpflichtenden Ermächtigung in den 
bisherigen Verordnungen zur Durchführung des BEG das 
durchschnittliche Dionsteinkommen im Sinne der vorer- 
wähnten Bestimmungen jeweils neu berechnet, und zwar 
gemäß den Steigerungen der Nettoeinkünfte der Beamten. 
Durch die Sechste Verordnung zur Änderung der Ersten 
Verordnung zur Durchführung des BEG wie auch durch die 
Siebente Verordnung zur Änderung der Zweiten Verord- 
nung zur Durchführung des BEG wird dieses durchschnitt- 
liche Diensteinkommen „für die Zukunft'" neu berechnet, 
und zwar gemäß den Bruttosteigerungen der Beamtenbe- 
züge. Zur Begründung für die Änderung dieser Berech- 
nungsgrundlage führt die Bundesregierung an, bei dem 
Begriff des „durchschnittlichen Diensteinkommens" handele 
es sich um einen auslegungsfähigen Rechtsbegriff und „es 
erscheine angezeigt, im Interesse der Berechtigten und im 
Hinblick darauf, daß das BEG-Schlußgesetz eine großzügige 
Regelung darstellen solle, die Frage der Rentenberechnung 
neu zu regeln". 

2. Daher fragen wir die Bundesregierung: 

a) Wie vereinbart sich die Berechnung der Steigerung des 
„durchschnittlichen Diensteinkommens" in den früheren 
Durchführungsverordnungen zum BEG und die vor- 
zitierte Begründung zu den neuen Durchführungsverord- 
nungen mit der Begründung der Regierungsvorlage zum 
BEG vom 9. Dezember 1955 (Drucksache 1949 der 
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2. Wahlperiode S. 105, 106, 110 bis 112), in der es aus- 
drücklich heißt, daß die Tatsache der Steuerfreiheit der 
Renten bei der Festsetzung der Höhe der Renten künftig 
nicht mehr berücksichtigt werden soll, denn es wäre ge- 
gen den Sinn der für die Leistung nach den Wiedergut- 
machungsgesetzen gewährten Steuerbefreiung, wenn 
letztere wieder als ein Moment berücksichtigt würde, 
das eine Herabsetzung der Renten erfordert? 
b) Hat die Bundesregierung die Absicht, dem Personen- 
kreis, der durch die falsche und gesetzwidrige Berech- 
nung des „durchschnittlichen Diensteinkommens ver- 
gleichbarer Bundesbeamten" in den früheren Durchfüh- 
rungsverordnungen zum BEG geschädigt wurde, die 
Nachzahlung der ihnen entgangenen Rentenbeträge zu 
gewähren? 


Bonn, den 16. Februar 1966 


Hirsdi 

Erler und Fraktion 
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